
Die Positionen des ZIA zur  
Bundestagswahl 2021



Liebe Leserinnen und Leser,

 

das Jahr 2021 wird ein einschneidendes Jahr. Wir werden die Auswir-

kungen der Corona-Krise noch stärker spüren als bisher, die Pandemie 

wird uns weiter im Griff haben und: mit der Bundestagswahl im Herbst 

werden die politischen Weichen neu gestellt. Zeit also, dass wir als 

Spitzenverband der Immobilienwirtschaft aufzeigen, mit welchen 

Positionen und politischen Anregungen wir in den engen Austausch mit 

Ihnen, den politischen Akteuren, treten möchten.

 

Mit knapp 833.000 Unternehmen und rund 3,3 Millionen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 

ist die Immobilienwirtschaft nicht nur einer der größten Wirtschaftszweige Deutschlands, sondern 

mit einer Zunahme an Beschäftigung und Wertschöpfung auch eines der dynamischsten Wachs-

tumsfelder. Die Branche vereinigt über 25 Prozent aller Unternehmen und knapp zehn Prozent aller 

Beschäftigten auf sich. Mit über 600 Milliarden Euro trug die Immobilienwirtschaft 19 Prozent zur 

gesamten Bruttowertschöpfung in Deutschland 2019 bei.

 

Diese Zahlen verdeutlichen, dass die Immobilienwirtschaft bei den Herausforderungen unserer Zeit 

eine herausragende Rolle spielt – und Verantwortung übernimmt. Unsere Branche trägt zu erheb

lichem Teil zur Stärke und zum Wachstum der Wirtschaft bei und versorgt die Gesellschaft mit 

Lebens- und Arbeitsräumen. Unsere Themen sind die Themen von Millionen von Wählern, gerade 

auch im Wahlkampf 2021: von der gewünschten Entlastung angespannter Immobilienmärkte, der 

Stärkung der Innenstädte, der modernen und nachhaltigen Stadtentwicklung über den von allen 

Parteien oft geforderten Ausbau der digitalen Infrastruktur, bis hin zur Schaffung von steuer- und 

finanzpolitischen Rahmen und last but not least der Erreichung der Klimaziele von Paris.

 

Lassen Sie uns zu diesen und vielen anderen Themen und Impulsen, die wir nachfolgend aufführen, 

ins Gespräch kommen.

 

Ihr Dr. Andreas Mattner, Präsident des ZIA
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L 
ebenswerte Städte und Gemeinden sind 

das Fundament für ein funktionierendes 

Zusammenleben und das persönliche 

Wohlergehen eines jeden Einzelnen. Die 

Immobilienwirtschaft schafft diese lebenswerten 

Räume, ist aber zu deren Gestaltung auf die pas-

senden Rahmenbedingungen angewiesen. Bezahl-

bares Bauen und Wohnen in den angespannten 

Stadt und Land für die 
Zukunft entwickeln

Quelle: Eurostat

Wohneigentumsquoten in der EU

in Prozent, 2019

Wohnungsmärkten etwa gelingt nur, wenn Planungs- 

und Bauprozesse beschleunigt und entschlackt 

werden. Dem Wunsch, in den eigenen vier Wänden 

zu altern, werden wir nur gerecht, wenn wir den 

Quartiersansatz stärken. Wir müssen Städte und die 

ländlichen Räume gleichermaßen entwickeln, um 

den unterschiedlichsten Bedürfnissen der Menschen 

gerecht zu werden.
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1 Wohungsbestand in Wohn- und Nichtwohngebäuden. Rheinland-Pfalz: Verbandsgemeinden. Berlin und Hamburg: Bezirke. 
Quellen: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, 2019; GeoBasis-DE/BKG 2019  

(Gebietsstand 31.12.2018, Daten verändert)

Schaffung eines 
eigenständigen  
Bauministeriums

Die Immobilienwirtschaft wird mit ihren unter-

schiedlichen Nutzungsklassen und deren Anforde-

rungen immer komplexer. Vor dem Hintergrund sich 

ändernder Lebens-, Arbeits- und Konsum

gewohnheiten müssen Immobilienkonzepte neu 

gedacht werden. Ein eigenständiges Bauministeri-

um würde den Ansprüchen und dem Stellenwert 

dieses wichtigen Wirtschaftszweigs gerechter 

werden.

   �Die Immobilienwirtschaft darf nicht nur ein  

Anhängsel eines anderen Ministeriums wie 

derzeit des BMIs sein – dafür sind Bauen, 

Wohnen, Stadt- und Infrastrukturplanung in 

den vergangenen Jahren immer dringlichere 

Themen geworden, die unter ein Dach gehören.

   ��Wir sprechen uns für ein eigenes Bauminis-

terium aus, welches fokussierter und schnel-

ler wichtige immobilienwirtschaftliche Impul-

se und Entscheidungen herbeiführen kann.

Planungs- und Bau
beschleunigung  
endlich voranbringen

20.000 Bauvorschriften gibt es in Deutschland. 

Das ist zu viel und vier Mal so viele wie 1990. Wer 

die angespannten Mietmärkte in Deutschlands 

Metropolen entlasten will, muss den Planungsturbo 

endlich zünden!

   �Bauvorschriften müssen abgebaut, die Digita-

lisierung bis ins letzte Planungsamt Einzug 

halten. Baubremsen wie kommunale Vorkaufs-

rechte und die geplante Verschärfung der Bau-

gebote müssen gelöst werden. Gegen Woh-

nungsmangel hilft nur: bauen, bauen, bauen!

Quartiersansatz zur 
Grundlage der Stadtent-
wicklung erklären

 

Täglicher Verkehrskollaps, weite Wege zur Arbeit 

und keine attraktive soziale Infrastruktur in den 

Wohnquartieren: Diese weit verbreiteten Schwächen 

der Stadtplanung müssen angegangen werden. Die 

Zukunft der Stadt liegt im nutzungsgemischten Quar-

tier, wodurch Wege verkürzt und die Anfälligkeit 

Ausbau von Wohnimmobilien voranzutreiben. Gerade 

der Umbau des Bestands wird eine große Herausfor-

derung: mehr als 60 Milliarden Euro müssen investiert 

werden.

   �Die Immobilienwirtschaft braucht eine auskömm-

liche Förderkulisse für den barrierearmen Um- 

und Neubau. Der Demografische Wandel ist eine 

gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die Immobi-

lienwirtschaft kann diese nicht allein stemmen!

Pflege ganzheitlich  
denken und stationäre 
Angebote stärken

 

In Deutschland herrscht ein personeller und baulicher 

Pflegenotstand. Diese Situation erfordert politische 

Maßnahmen, durch die einerseits mehr Mitarbeiter 

für den Pflegeberuf gewonnen und gehalten werden 

und die andererseits einen maßgeblichen Beitrag 

zum Ausbau der gesundheitlichen Versorgung der 

Bevölkerung in vielfältige quartiersnahe Versor-

gungsformen leisten – für die die stationäre Pflege 

unverzichtbar ist. Es ist eine reale Bedrohung, dass 

künftige Generationen keinen wohnortnahen Pfle-

geplatz finden. 

   ��Beendigung der wirtschaftlichen Diskriminie-

rung der stationären gegenüber der ambulan-

ten Pflege: Gleiches Entgelt für gleiche Leis-

tung.

   ��Überschaubare Investitionsbedingungen in den 

Ländern, u.a. durch Einführung einer bundes-

weit einheitlichen Musterbauordnung für Pfle-

geimmobilien.

   �Bau von Pflegeheimen dort, wo sie gebraucht 

werden – in den einwohnerstarken Zentren, 

durch Schaffung der gesetzlichen Vorausset-

zungen für angemessene und standortabhän-

gige Investionskostensätze bzw. Mieten.

gegen pandemische Ereignisse, wie die Corona-Pan-

demie, deutlich gesenkt wird.

   ��Der Quartiersansatz muss die Grundlage aller 

Stadtplanung sein. Dafür müssen die Weichen 

gestellt werden und Vorschriften, wie die TA 

Lärm, angepasst werden, um diese zukunfts-

weisende Stadtplanung optimal umsetzen zu 

können.

Wohneigentum und  
Mietwohnungen müssen 
Hand in Hand gehen

 

Deutschland ist Mieterland. Wichtig ist aber ein aus-

gewogener Mix an Eigentums- und Mietwohnungen. 

Gerade für die Vermögensbildung im Alter vor dem 

Hintergrund stetig sinkender Renten funktioniert am 

effektivsten durch den Kauf eines Eigenheims. Für 

den ZIA steht fest: Deutschland braucht mehr 

Wohneigentum!

   �Gerade die Bildung des Eigenkapitals fällt vie-

len schwer. Arbeitnehmersparzulage und an-

dere Instrumente müssten deutlich angehoben 

werden. Wichtig ist aber auch das Angebot 

nicht weiter zu verknappen. Daher darf es kei-

ne Verschärfung der Umwandlungsverbote 

geben, die aktuellen Regelungen sind ausrei-

chend.

Den Demografischen  
Wandel meistern

 

Studien gehen davon aus, dass 2030 4,1 Millionen 

Menschen in Deutschland pflegebedürftig sein wer-

den. Deshalb ist es wichtig, parallel zum Aufbau von 

zusätzlichen Heimplätzen auch den barrierearmen 

Wohnungsbestand in Deutschland

je 1.000 Einwohner, 2018 1

 unter 433,0
 433,0 bis unter 455,7
 455,7 bis unter 474,3

 474,3 bis unter 496,2
 496,2 bis unter 529,6
 529,6 und mehr

 keine Daten
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plätze für die Menschen und Treiber für die wirtschaft-

liche Entwicklung. Das Nettoanlagevermögen von 

Nichtwohnbauten liegt bei 3,4 Billionen Euro (2018) 

und verdeutlicht das Augenmerk, das hierauf gelegt 

werden sollte – erst Recht in der wirtschaftlich schwie-

rigen Corona-Zeit, die viele Unternehmen an den Rand 

des Ruins gebracht hat.

Gewerbemietpreisbremse  
verhindern

 

Eine Gewerbemietpreisbremse würde dafür sorgen, 

dass dringend erforderliche Investitionen und Moder-

nisierungsmaßnahmen nicht mehr refinanziert und 

amortisiert werden können. Sie ist zudem materiell 

verfassungswidrig, da sie den Grad der Nutzungs-

durchmischung und Investitionsbereitschaft mindert.

   �Die Einführung gesetzlicher Beschränkungen 

für Gewerbemietverhältnisse ist abzulehnen, 

da es ohnehin fraglich ist, ob die als Gründe 

angeführte Explosion von Gewerbemieten und 

die Knappheit von Gewerbemietflächen tat-

sächlich in weiten Teilen der Bundesrepublik 

Deutschland bestehen. Selbst wenn dies zu-

treffen sollte, wären die geforderten Maßnah-

men nicht geeignet, eine Entspannung des 

Marktes herbeizuführen.

   ��Sowohl der Markt als auch das Ordnungsrecht 

bieten bereits unterschiedliche und vor allem 

ausreichende Instrumente zur Regulierung, so 

dass eine weitere Regulierung weder notwen-

dig noch zielführend wäre.

Bund und Länder sollten 
flexiblere Ladenöffnungs-
zeiten ermöglichen

Während des Lockdowns hatten etwa 80 Prozent 

der knapp 475.000 Einzelhandelsbetriebe in 

Deutschland geschlossen – ein wirtschaftlicher 

Rückstand, den viele Gewerbetreibende, trotz Ent-

gegenkommens der Vermieterseite und trotz der 

Hilfsprogramme der Bundesregierung – nicht auf-

holen können. Auch seit Beendigung des Lockdowns 

ist die Vorsicht und damit die Kaufzurückhaltung 

beim überwiegenden Teil der Bevölkerung groß und 

das bekommt vor allem der Non-Food-Einzelhandel 

zu spüren.

   ��Die betroffenen Unternehmen müssen die Chan-

ce bekommen, zumindest einen Teil ihrer ver-

lorenen Umsätze nachzuholen – etwa durch 

verlängerte Ladenöffnungszeiten und die Mög-

lichkeit, ausgefallene verkaufsoffene Sonntage 

nachzuholen.

   ��Es wäre schon ein erster Schritt, wenn  

zumindest der rechtlich zulässige Rahmen 

ausgeschöpft werden könnte und in Ausnahme

situationen, wie in der derzeitigen Corona

bedingten Krise, zusätzliche verkaufsoffene 

Sonntage zulässig wären – im Zweifelsfall auch 

ohne Anlassbezug.

Omnichannel-Transforma-
tion im Bereich Handels
immobilien stärker fördern

Die Kombination von stationären und digitalen An-

geboten ist ein Baustein für den Einzelhandel, um 

dem wachsenden Druck der Online-Konkurrenz 

standzuhalten. Es gibt bereits einige vielverspre-

W 
irtschaftsimmobilien – sei es der 

stationäre Einzelhandel, Bürogebäu-

de, Hotels, Logistikimmobilien oder 

unternehmenseigene Betriebsim-

mobilien – sie alle bilden das wirtschaftliche Rückgrat 

unserer Städte. Sie sind Arbeitgeber und Landmarks, 

Orte der Zusammenkunft und der Innovation, Markt-

Wirtschaftsimmobilien 
stärken

Transaktionsvolumen bei Wirtschaftimmobilien

2019

Sonstige: 7 Mrd. Euro
Quelle: ZIA-Frühjahrsgutachten 2020

72,6 Mrd. Euro
Transaktionsvolumen 

bei Wirtschafts- 
immobilien

39,9 Mrd. Euro
Büro

11,5 Mrd. Euro
Einzelhandel

5,0 Mrd. Euro
Hotel

7,1 Mrd. Euro
Logistik

3,1 Mrd. Euro
Unternehmensimmobilien
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chende Konzepte, die kanalübergreifende Einkauf-

serlebnisse für unterschiedliche Zielgruppen erfolg-

reich umsetzen. Doch insgesamt fehlt dem 

stationären Einzelhandel oftmals das Knowhow und 

der finanzielle Background.

   �Bund und Länder sollten die Einzelhändler beim 

Thema Omnichannel-Transformation stärker 

fördern – sowohl in finanzieller Hinsicht als 

auch im Hinblick auf die regulatorischen Rah-

menbedingungen.

   �Die Bundesregierung muss ihre Bemühungen 

beim Thema Breitbandausbau intensivieren, 

damit alle – Konsumenten und Einzelhändler 

– von den Möglichkeiten der Digitalisierung 

profitieren.

Zur Vorratshaltung  
müssen auch wohn
gebietsnahe Flächen zur 
Verfügung stehen

Logistikimmobilien haben sich im Rahmen der Co-

rona-Krise als systemrelevant erwiesen, um die 

Grundversorgung der Bevölkerung mit Waren sicher-

zustellen. Lagerbestände werden sich zukünftig 

erhöhen, um unabhängiger von internationalen Lie-

ferketten zu werden. Derzeit gibt es bei der Ansied-

lung entsprechender Flächen in der Nähe von Wohn-

gebieten aber erhebliche Probleme. Gerade in 

integrierten und stadtnahen Lagen intensiviert sich 

der Wettbewerb auch mit anderen Nutzungsarten. 

Längere Genehmigungs- und Bauzeiten tragen eben-

falls dazu bei, dass sich die Bedarfslücke im Logis-

tikimmobilienbereich zusehends vergrößert.

   ��Kommunen müssen mehr Logistikflächen – 

auch wohngebietsnah – genehmigen, Flächen 

für Logistikimmobilien müssen besser und 

schneller mobilisiert werden. 

   ��Um die Bevölkerung für Logistikprojekte zu 

gewinnen, müssen proaktiv Maßnahmen, wie 

zum Beispiel Verkehrskonzepte zur Steuerung 

des Lkw-Verkehrs, die Vermeidung von Lärm-

belästigung oder eine optisch ansprechende 

Gestaltung, ergriffen werden.

Stärkere Regulierung  
von Homesharing

Hotellerie und Gastgewerbe wurden nicht nur durch 

die Ausläufer der Corona-Pandemie enorm geschä-

digt, sondern sehen sich ohnehin aufgrund des 

Wandels hin zur Plattformökonomie existenziell be-

droht. Während sie erhebliche Beiträge zum kom-

munalen Wohlstand ganzer Regionen leisten, kon-

terkariert die zunehmende Privatisierung des 

Gastgewerbes in Form von Homesharing Grundprin-

zipien der sozialen Marktwirtschaft. Zudem werden 

im Rahmen der gängigen Vorschriften Hotellerie und 

Gastgewerbe schlechter gestellt.

   ��Es bedarf einer strikteren Regulierung von Ho-

mesharing mit Blick auf Haftungsfragen sowie 

bei Themen rund um Sicherheitsanforderungen 

und Brandschutz. 

   ��Homesharing, Hotellerie und Gastgewerbe soll-

ten steuerlich gleich behandelt werden.

Einrichtung einer  
Kommission zur 
immobilienwirtschaftlichen 
Transformation von  
Gewerbeimmobilien

Gewerbeimmobilien sorgen für Wohlstand und prä-

gen ganze Regionen. Damit dies auch in Zukunft der 

Fall ist, müssen öffentliche Hand und Immobilien-

wirtschaft die Mammutaufgabe der immobilienwirt-

schaftlichen Transformation gemeinsam stemmen. 

Die Kosten für zukunftsfähige Arbeits- und Produk-

tionswelten liegen in den nächsten zehn Jahren bei 

rund 880 Milliarden Euro. 

   ���Gewerbeimmobilien sollten in der Stadtent-

wicklung eine stärkere Berücksichtigung finden 

– entsprechend ihrer Relevanz für die hiesige 

Volkswirtschaft.

   ��Es braucht einen Ausbau der verfügbaren Fach-

kräfte der Bauindustrie, ohne die eine erfolg-

reiche Transformation nicht denkbar ist. 

   ���Die Zusammenarbeit zwischen öffentlicher 

Hand und deutschen Unternehmen muss pro-

zessual und personell gestärkt werden. 

Stärkung der  
Revitalisierung industrieller 
Brachflächen

Deutsche Unternehmen sehen sich gegenwärtig mit 

einem nicht unerheblichen Engpass von bezahlbarem 

Bauland konfrontiert, um die immobiliare Basis ihres 

Geschäftsmodells strategisch auszurichten. Gleich-

zeitig verfügen sie mitunter über zahlreiche unge-

nutzte Brachflächen und sanierungsbedürftige Be-

stände. Oftmals können diese Potentialflächen und 

Standorte auf Grund von Entwicklungsbesonderhei-

ten sowie Unklarheiten über die Kosten für die Bau-

reifmachung nicht reaktiviert werden.

   ���Einrichtung eines staatlichen Fonds zur Flä-

chenreaktivierung. 

   ���Der Dialog zwischen öffentlicher Hand, Corpo-

rates und Wissenschaft zur kostensparenden 

Umsetzung von Revitalisierungsprojekten muss 

gestärkt werden.

   ���Integration der Flächenreaktivierung in hiesigen 

Konzepten moderner Stadtentwicklung.
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D 
ie Immobilienwirtschaft ist einer der 

zentralen Akteure, wenn es darum geht, 

die wichtigen Klimaschutzziele zu errei-

chen. Seit Jahren sind wir Vorreiter auf 

diesem Gebiet und haben allein zwischen 1990 und 

2014 die CO
2
-Emmissionen im Gebäudesektor um 

rund 40 Prozent von 209 auf 119 Millionen Tonnen 

reduziert. Auch haben wir Vorschläge für die Redu-

zierung von CO
2
 im Gebäudesektor mit einem Volu-

men von 56 Millionen Tonnen in die politischen 

Prozesse eingebracht. Doch dieser Weg ist noch 

nicht zu Ende und wir werden unseren Beitrag auch 

in Zukunft leisten. Gerade bei den Bestandsgebäu-

den ist noch ein großes Potenzial zu heben, das den 

Klimaschutz voranbringt. Dazu braucht es aber auch 

die passenden Rahmenbedingungen und den rich-

tigen Mix aus Anreizen, Regulierung und Technologie

offenheit.

Chancen der leitungs
gebundenem Wärme- & 
Kälteversorgung nutzen

Für die energetisch effiziente Versorgung im Gebäu-

desektor kann die leitungsgebundene Wärme- & 

Kälteversorgung eine wichtige Rolle bei der wirt-

schaftlichen Erreichung der CO
2
-Ziele spielen. 

   ���Der Ausbau der Nutzung der leitungsgebun-

denen Wärme- und Kälteversorgung muss 

zukunftsorientiert ausgerichtet sein.

   ����Die Versorgung mit Fernwärme/-kälte ist auf 

eine Kombination von Effizienzsteigerung, Ener-

gieeinsparung und gleichzeitiger Verminderung 

des CO2-Ausstoßes auszurichten.

   ���Eine Steigerung der Transparenz im Markt der 

Klimaschutz 
Raum geben
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leitungsgebundenen Wärme- und Kälteversor-

gung ist notwendig. Die sinnvolle und trans-

parente Ausgestaltung von Herkunftsnachwei-

sen und des eingesetzten Brennstoff-Mixes 

kann für die Nachvollziehbarkeit von Emissio-

nen und den Zweck einer nachprüfbaren Pro-

duktbeschreibung für Gebäudeeigentümer 

dienlich sein. 

   ����Der Anschluss- und Benutzungszwang wird 

aus grundsätzlichen marktwirtschaftlichen 

Erwägungen und der Wahrung der Technolo-

gieoffenheit abgelehnt. In Ausnahmefällen 

kann der Anschlusszwang jedoch gerechtfertigt 

sein – insbesondere aus klimapolitischen Er-

wägungen und unter gleichzeitiger Wahrung 

der Wirtschaftlichkeit. Dies ist aber im jewei-

ligen Einzelfall zu prüfen.

GEG wirtschaftlich  
und technologieoffen  
weiterentwickeln

Mit dem neuen Gebäudeenergiegesetz gibt es erst-

mals einen einheitlichen Rahmen im Energieeinspar-

recht. Die Beibehaltung der energetischen Anforde-

rungen einerseits sowie die Schaffung zusätzlicher 

Erfüllungsoptionen schaffen mehr Flexibilität. Im 

Sinne des Klimaschutzes sollte dieser Weg konse-

quent fortgesetzt werden: 

   ����Wirtschaftlichkeitsgebot und Prinzip der Tech-

nologieoffenheit müssen unbedingt erhalten 

werden. In diesem Zusammenhang ist eine 

weitere Verschärfung des baulichen Wärme-

schutzes abzulehnen. Der heute geltende 

EnEV-Standard 2016 ist bereits qualitativ 

höchstwertig. Erst nach erfolgtem und relevan-

tem technischem Fortschritt kann zu einem 

späteren Zeitpunkt auch der Niedrigstenergie-

gebäudestandard weiterentwickelt werden. 

   ���Stattdessen gilt es, den Quartiersansatz, die 

Innovationsklausel sowie die Anrechenbarkeit 

von erneuerbaren Energien im Gebäude zu 

stärken. 

   ����Zudem sollten die Umwelt- und Klimaschut-

zanforderungen des GEG perspektivisch auf 

die Bezugsgröße CO2 umgestellt werden. 

   ���Darüber hinaus können Energieverbräuche im 

Gebäudebestand durch niedriginvestive Maß-

nahmen, effizientes Monitoring und weitere 

Möglichkeiten optimiert werden. Diese Instru-

mente sollte der Gesetzgeber berücksichtigen.

Förderung nachhaltiger  
Energieerzeugung und 
Abbau von bestehenden 
Hemmnissen

Nachhaltige Energieerzeugung ist ein wichtiges Ele-

ment auf dem Weg zur Klimaneutralität 2050 und 

ein wichtiger Wachstumsmotor. Notwendig ist ein 

beschleunigter und planbarer Ausbau der erneuer-

baren Energieerzeugung sowie eine intelligente In-

tegration in das Energiesystem. Dazu sind folgende 

Anpassungen erforderlich: 

   ����Dem Ausbau von erneuerbarer Energieerzeu-

gung auf Dächern und in den Städten muss 

zum Durchbruch verholfen werden. Insbeson-

dere müssen die bestehenden Hemmnisse bei 

der Erzeugung bzw. Zurverfügungstellung von 

Energie, insbesondere die Gewerbesteuerinfi-

zierung, beseitigt werden. Dies gilt sowohl für 

(Mieter-) Strom aus erneuerbaren Energien 

(Photovoltaik), als auch für (Mieter-)Strom aus 

Anlagen zur Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) oder 

aus Blockheizkraftwerken (BHKW). 

   ����Zudem sollte für die Erreichung der mittelfris-

tigen CO2-Reduktionsziele im Gebäudesektor 

generell auch der Anteil nicht direkt am Ge-
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bäude erzeugter erneuerbarer Energien be-

rücksichtigt werden.

   ����Es müssen energiewirtschaftliche Rahmenbe-

dingungen für die Anwendung von intelligenten 

Stromlieferverträgen zur Direktvermarktung von 

regenerativem Strom geschaffen werden.

   ����Wasserstoff und seine Folgeprodukte (PtX) 

müssen gemäß dem Prinzip der Technologieof-

fenheit auch im Gebäudesektor eingesetzt und 

angerechnet werden können. 

   ����Das im Klimaschutzprogramm 2030 enthalte-

ne erweiterte Förderprogramm, welches zu-

sätzliche Anreize für die Transformation von 

Bestandswärmenetzen schaffen soll, muss 

schnell eingeführt werden.

Einnahmen aus der CO2- 
Bepreisung in den Ge
bäudesektor zurückführen

Die Immobilienwirtschaft begrüßt im Grundsatz die 

Einführung des nationalen Emissionshandelssys-

tems. Ein CO
2
-Preis ist eine relativ marktwirtschaft-

liche Lösung für die rasche Reduktion von Treib-

hausgasen im Immobiliensektor.

   ����Die beiden Sektoren Verkehr und Gebäude 

unterscheiden sich deutlich in Preiselastizität 

und CO2-Vermeidungskosten. Ein „Wegkaufen“ 

von Zertifikaten zum Nachteil des Gebäudesek-

tors und damit der Mieterinnen und Mieter 

muss für den sozialen Frieden unbedingt ver-

mieden werden. 

   ����Die Einnahmen aus dem künftigen nationalen 

Emissionshandel für die Sektoren Wärme und 

Verkehr sollten nicht ausschließlich für die 

Senkung der EEG-Umlage verwendet werden.  

Ein erheblicher Anteil davon sollte wieder in 

den Gebäudesektor zurückgeführt werden. 

Ohne begleitende Maßnahmen wird der CO2-

Preis im Gebäudesektor keine Wirkung haben. 

Wir fordern, mindestens die Hälfte des Auf-

kommens aus der CO2-Bepreisung in energe-

tische Maßnahmen im Gebäudesektor zu in-

vestieren.

   �����Bewohner und Eigentümer sollten mit in die 

Verantwortung genommen werden. Eine aktu-

elle Verbrauchstransparenz, die den CO2-Effekt 

klar darstellt, schafft mündige Bewohner.

Schaffung einer  
adäquaten Förderkulisse 

Zum Erreichen der Klimaziele im Gebäudesektor sind 

riesige Investitionen erforderlich. Um der oft fehlen-

den Wirtschaftlichkeit energetischer Sanierungs-

maßnahmen entgegenzuwirken und das Inves-

tor-Nutzer-Dilemma abzumildern, ist eine neue 

Förderkulisse notwendig. 

 

   ����Die Förderkulisse für energetische Sanierungs-

maßnahmen im Marktanreizprogramm und bei 

der KfW (in der Bundesförderung effiziente 

Gebäude, BEG) sollte großzügiger ausgestaltet 

werden. Die BEG sollte entsprechend erhöht 

und vorgezogen werden. Zudem sollte die ge-

samte Förderkulisse dringend harmonisiert 

werden, da die zahlreichen Förderprogramme 

schwer überschaubar sind, u. a. im Hinblick 

auf ihre unterschiedlichen Auswirkungen (z.B. 

Mietpreisbindung).

   ����Zudem ist es bei der Ausgestaltung der BEG 

essenziell, dass für gewerbliche Vermieter wie 

für Selbstnutzer keine beihilferechtlichen Hür-

den (de-minimis, AGVO) aufgebaut werden. 

Diese würden die Aufnahme von Fördermitteln 

für Unternehmen der Immobilienwirtschaft 

deutlich unattraktiver machen bzw. sogar kom-

plett verhindern

   �����Darüber hinaus sollte geprüft werden, ob Be-

standsgebäude, die nach einem früheren 

EnEV-Standard errichtet wurden, noch förde-

rungsfähig sind.

Nachhaltigkeit mit  
ausgewogenen Rahmen-
bedingungen fördern

Auf europäischer Ebene werden derzeit Rahmenbe-

dingungen für die Finanzierung des Green Deal und 

den Übergang zu einer nachhaltigen Wirtschaft ge-

schaffen, um Klimaneutralität langfristig gewährleis-

ten zu können. Parallel werden auch nationale Nach-

haltigkeitsstrategien entworfen, welche die 

europäischen Vorhaben teilweise konterkarieren und 

letztlich eine Harmonisierung auf EU-Ebene verhin-

dern könnten. 

   ����Der Übergang zur nachhaltigen Wirtschaft soll-

te durch eine flexible Ausgestaltung der Rah-

menbedingungen gefördert werden und nicht 

durch Überregulierung. 

   �����Das sogenannte nationale „Gold-Plating“ ist 

aus diesem Grund zu vermeiden.

Mieterstromprojekte aus 
dem Regulierungsdickicht 
herauslösen

Der Gebäudesektor ist einer der größten CO
2
-Em-

mitenten in Deutschland. Zweidrittel der Wohnge-

bäude wurden vor der ersten Wärmeschutzverord-

nung errichtet.

 

   ����Energetische Gebäudesanierungen müssen 

auch für Vermieter steuerlich abzugsfähig sein.

   �����Mieterstromprojekte, die Treiber einer urbanen 

Energiewende seien können müssen aus dem 

derzeit geltenden Regulierungsdickicht gelöst 

werden.

Kosten des Klimaschutzes  
gerecht verteilen

Neben den steuerlichen Verbesserungen muss zur 

Erreichung der Klimaschutzziele auch die Lastentei-

lung gerecht verteilt werden. Seit dem 1. Januar 

2019 kann der Vermieter die jährliche Miete nicht 

mehr um elf Prozent, sondern nur noch um acht 

Prozent der für die Wohnung aufgewendeten Kosten 

für Modernisierungsmaßnahmen erhöhen.

   ����Die Modernisierungsumlage für Wohnraum 

muss in ausreichender Höhe erhalten bleiben, 

zusätzlich muss eine Modernisierungsumlage 

für Wirtschaftsimmobilien eingeführt werden. 

   �����Zudem ist die investitionshemmende Frage zu 

klären, wie die Kosten für CO2-reduzierende 

Maßnahmen zwischen Nutzer/Mieter und In-

vestor/Vermieter aufgeteilt werden sollen. 
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D 
ie Digitalisierung gehört seit mehreren 

Jahren zu den gesellschaftlichen Me-

gatrends und beeinflusst die Immobili-

enwirtschaft und all ihre Teilbereiche 

bereits heute erheblich und künftig noch intensiver 

– etwa in der Gebäudetechnik und -steuerung sowie 

in den Bauplanungsprozessen. Künftig werden 

cross-sektorale Verbindungen mit anderen Wirt-

schaftsbereichen wie der Mobilität und der Energie 

sowie die Einbindung in die intelligente Stadt noch 

weiter zunehmen. Wir müssen die Chancen nutzen, 

die sich hieraus ergeben. 

Schaffung eines  
Digitalministeriums

Im Bundeskanzleramt gibt es mit einer Digitalstaats-

ministerin, einem Digitalkabinett und weiteren Ak-

teuren im BMVI, BMWi und BMI unterschiedlichste 

Ansprechpartner bei einer der zentralen Herausfor-

derungen. Allein beim Thema BIM und dem Kom-

petenzzentrum sind das BMVi, BMWi und BMI glei-

chermaßen zuständig.

   �����Es braucht ein eigenständiges Ressort, welches 

die Kernvorhaben der Digitalisierung bündelt, 

mit klaren Ansprechpartnern für die Immobilien

wirtschaft.

Die Immobilienwirtschaft 
in die Smart City- 
Vorhaben des Bundes 
aktiv einbinden

Der Bund hat verschiedene Modellprojekte in der 

Dialogplattform Smart Cities initiiert. Diese sollen 

Anforderungen der integrierten Stadtentwicklung mit 

den Dimensionen der Nachhaltigkeit und den Chan-

cen der Digitalisierung verknüpfen. Die Immobilien-

wirtschaft wird bei der Auswahl nicht beteiligt.

Digitalisierung und 
Mobilität voranbringen
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   ����Bei allen bestehenden und zukünftigen Smart 

City-Vorhaben soll die Immobilienwirtschaft als 

Bereitsteller des smarten Gebäudes eingebun-

den werden

Onlinezugangsgesetz (OZG) 
fristgerecht umsetzen

Das 2017 in Kraft getretene OZG sieht bis 2022 vor, 

dass alle 575 Verwaltungsdienstleistungen digital 

zur Verfügung stehen. Nach derzeitigem Stand ist 

nur ein Bruchteil erreicht. Von den 61 Verwaltungs-

dienstleistungen aus dem Themenfeld Bau erfüllen 

gerade einmal drei die OZG-Verpflichtungen.

   ����Der Bund muss hier deutlich engagierter vor-

angehen und die Probleme der unterschiedli-

chen IT-Landschaften und föderalen IT-Archi-

tektur schnell lösen. Es bedarf finanzieller 

Mittel für die Kommunen, um diese Aufgabe 

zu bewältigen.

Digitale Gebäude
infrastruktur, Verbrauch-
stransparenz, Plattform
lösungen und Klimaschutz 
stärken  

Die sich im Bereich der digitalen Infrastruktur entwi-

ckelnden Möglichkeiten können im Gebäudesektor 

nicht nur CO
2
-Emissionen reduzieren, sondern auch 

bei der Schaffung von Akzeptanz behilflich sein. Ins-

besondere gilt es hier einen sich rasant entwickelnden 

Markt nicht durch zu enge Regulatorik zu bremsen.

   �����Es braucht einen langfristig ausgerichteten 

nationalen regulatorischen Rahmens für die 

digitale Geräte- und Dateninfrastruktur von 

Verbrauchsmessungen im Gebäude unter Ein-

beziehung des CLS-Kanals beim Smart Meter 

Gateway, interoperabler Technologieoffenheit 

für neue Lösungen, schneller Erarbeitung von 

technischer Richtlinien und klaren Regeln zum 

Datenschutz, die die Digitalisierung der Ge-

bäude nicht ausbremsen.

   ����Zur Reduzierung von CO2-Emissionen und um 

Vertrauen bei Verbrauchern herzustellen, müs-

sen diese umfassend über die Vorteile digital 

verfügbarer Verbrauchsinformationen infor-

miert werden, d.h. in Bezug auf Datenschutz, 

-hoheit und -sicherheit sowie Verbrauchstrans-

parenz und Kosten.

   ����Die öffentliche Hand sollte bei der umfassenden 

Einführung digitaler Gebäudeinfrastruktur für 

Verbrauchsmessungen mit gutem Beispiel vo-

rangehen, sowohl im Bereich der kommunalen 

Liegenschaften als auch bei kommunalen Woh-

nungsgesellschaften. Bei Gebäudesanierungen 

müssen geringinvestive Maßnahmen, wie z.B. 

der Einbau digitaler Gebäudeinfrastruktur für 

Verbrauchsmessungen als Priorität anerkannt 

und ein auf Basis von realen Verbrauchsdaten 

erstellter objektiver Sanierungsfahrplan für 

Objekte/Quartiere als Grundlage für energeti-

sche Gebäudesanierungen eingeführt werden.

Steigerung digitaler und 
analoger Anbindung in 
Stadt und Land

Digitale und infrastrukturelle Vernetzung von Städten 

und ländlichen Regionen werden immer wichtiger für 

zukunftsgerichtete Büroimmobilien und Arbeitswelten. 

Zunehmender Urbanisierungsdruck sorgt für eine 

steigende Relevanz der teilweise strukturschwachen 

ländlichen Räume für dezentrale Arbeitsplätze. Der 

Arbeitsplatz der Zukunft ist multilokal und befindet 

sich im nutzungsdurchmischten Quartier der Zukunft, 

weswegen Stadt und Land einen höheren Grad digi-

taler Konnektivität und vernetzter Infrastruktur benö-

tigen – auch im Sinne eines erhöhten Digitalisierungs-

grads gastgewerblicher Geschäftsmodelle und einem 

damit zusammenhängenden florienden Tourismus.

   ����Die Schaffung von Strukturprogrammen in Stadt 

und Land (ÖPNV, 5G, etc.) sind wichtig für eine 

leistungsstarke und nachhaltige Wertschöp-

fung sowie eine höhere Standortattraktivität.

   ����Dezentralisierte Arbeitsmöglichkeiten in Third 

Places sind nötig, um Arbeits- und Lebenswel-

ten besser zu vereinbaren.

   �����Insbesondere im ländlichen Raum muss der 

Ausbau der digitalen Infrastruktur vorangetrie-

ben werden. 

Voraussetzung für die  
Elektromobilität schaffen

Die Immobilienwirtschaft ist sich der Verpflichtung 

bewusst und grundsätzlich dazu bereit, den Aufbau 

gebäudeintegrierter Lade- und Leitungsinfrastruktur 

für die Elektromobilität voranzutreiben. Sie ist aber 

nicht dazu bereit, übermäßige Kostenbelastung und 

CO
2
-Reduktionsziele aus anderen Sektoren tragen 

zu müssen.

   �����Über eine 1:1-Umsetzung der EU-Richtlinie 

hinaus dürfen den Gebäudeeigentümern keine 

zusätzlichen Pflichten auferlegt werden.

   �����Es muss in diesem Rahmen ein intelligentes 

Förderprogramm für gebäudeintegrierte Lade- 

und Leitungsinfrastruktur in Form einer finan-

ziellen Förderung, attraktiver Abschreibungs-

möglichkeiten und der Beseitigung bestehender 

steuerlicher Hemmnisse im Bereich der Gewer-

be- und Investmentsteuer geschaffen werden. 

Insbesondere gilt es, alle Komponenten der 

privaten Infrastruktur darin zu adressieren.

   �����Ferner ist der Aufbau eines parallelen Monito-

ring-Systems essentiell für den bedarfsgerech-

ten Ausbau. Der Ausbau nicht öffentlicher 

Ladeinfrastruktur muss so angepasst sein, 

dass nicht die Gefahr einer zu starken Konkur-

renz zur öffentlichen Infrastruktur besteht und 

die folglich geringe Auslastung im Betrieb der 

in (Nicht-)Wohngebäuden errichteten Ladein-

frastruktur diese unwirtschaftlich macht. 

   ����Die Errichtung von Ladesäulen sollte nicht al-

lein durch den Gebäudesektor geschehen, 

ebenso wenig sollte die Anrechnung der resul-

tierenden CO2-Einsparung alleinig dem Ver-

kehrssektor gutgeschrieben werden.

   �����Der Betrieb von Ladepunkten darf nicht zur 

bürokratischen Überforderung führen und dem 

Errichter zusätzliche Risiken aufbürden. Der 

Betrieb muss außerdem wirtschaftlich sein.

So digital ist die Immobilienbranche

Welche Auswirkungen haben digitale Maßnahmen auf die  
Immobilienbranche?

1 Durchschnittlicher Digitalisierungsgrad der Immobilienbranche laut Digitalisierungsindex Mittelstand,  
max. 100 Punkte erreichbar. 2 Digitalsierungsgrad in verschiedenen Handlungsfeldern. 

Quelle: Digitalisierungsindex Mittelstand, Telekom Deutschland und techconsult, September 2017

Digitalisierungsindex 1

Beziehung zu Kunden 2

Produktivität im Unternehmen

Digitale Angebote und Geschäftsmodelle

IT- und Informationssicherheit und Datenschutz

52

48

47

46

66

75 %
der Unternehmen 
können mit einem 
CRM-System ihre 

Kunden besser an sich 
binden

der Unternehmen  
arbeiten mit Cloud
lösungen effizienter

91 %

76 %
der Unternehmen  
setzen mit eigener  
Website mehr um
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F 
ür ein investitions- und innovationsfreundli-

ches Umfeld ist eine entsprechende Ausge-

staltung der steuerlichen Rahmenbedingun-

gen von elementarer Bedeutung. Die 

Immobilienwirtschaft als kapitalintensive Branche ist 

ebenso auf sichere und starke Finanzmärkte sowie eine 

stabile Kreditversorgung angewiesen. Vor diesem Hin-

tergrund setzt sich der ZIA sowohl auf nationaler als 

auch auf europäischer Ebene für eine verantwortungs-

volle und angemessene Steuer- und Finanzpolitik ein.

Steuerliche Hemmnisse  
bei der Förderung  
erneuerbarer Energien 
beseitigen

Bei der Erzeugung elektrischen Stroms aus regene-

rativen Energien und Blockheizkraftwerken in Ge-

bäuden sowie bei der Bereitstellung von Energie und 

Ladeinfrastruktur an Mieter für Zwecke der E-Mo-

bilität bestehen aktuell insbesondere im Gewerbe-

steuerrecht Hemmnisse, durch die Investitionen in 

diesen Bereich unterlassen werden. Es bedarf hier 

Steuer- und  
finanzpolitische  
Leitplanken setzen

den kurzlebigen Ausbau- und technischen Bestand-

teilen sinkt.

   ����Der lineare Abschreibungssatz sollte erhöht 

werden.

Wettbewerbsfähiges  
Steuerrecht etablieren

Deutschland weist als Wirtschaftsstandort im inter-

nationalen Vergleich ein erhebliches ungenutztes 

Entwicklungspotential auf. Mit einer Gesamtsteuer-

belastung von Unternehmen i. H. v. rund 30 Prozent 

liegt Deutschland im internationalen Steuerwettbe-

werb an der Belastungsspitze. Gerade in der Zeit 

unmittelbar nach der Corona-Krise wird die Frage 

nach der internationalen Wettbewerbsfähigkeit ent-

scheidend für den perspektivischen Fortbestand 

vieler Unternehmen sein.

   �����Die Gesamtsteuerbelastung von Unternehmen 

in Deutschland sollte auf ein wettbewerbs

fähiges Niveau gesenkt werden.

einer Anpassung der sogenannten „erweiterten ge-

werbesteuerlichen Kürzung“. Ebenso bestehen im 

Zusammenhang mit der „aktiven unternehmerischen 

Bewirtschaftung“ im Investmentsteuerrecht Rege-

lungen, die eine Umsetzung von zukunftsweisenden 

Konzepten verhindern.

   ����Die Regelungen zur „erweiterten gewerbesteu-

erlichen Kürzung“ sowie zur „aktiven unter-

nehmerischen Bewirtschaftung“ sollten dahin-

gehend angepasst werden, dass die Erzeugung 

erneuerbarer Energien im Gebäudesektor nicht 

zu der aktuell bestehenden steuerlichen Be-

nachteiligung führt.

Linearen Abschreibungs-
satz erhöhen

Die Höhe des linearen Abschreibungssatzes bei Ge-

bäuden ist in Anbetracht des technischen Fortschritts 

und der gestiegenen energetischen Anforderungen 

nicht mehr zeitgemäß, da der Anteil langlebiger Roh-

bau-Bestandteile eines Gebäudes im Verhältnis zu 

Unternehmensbesteuerung 2019 im internationalen Vergleich

(nominal) in Prozent

Malta

Frankreich

Japan

Deutschland

Belgien

Italien

Kanada (Ontario)

USA (Staat New York)

Spanien

Österreich

Niederlande

Luxemburg

32,023

29,9

27,9

26,14

25

25

24,94

35

31,52

29,58

26,5

25

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Arbeiten 
nach 
Corona 
neu 
denken

   �����Das elektronische Wertpapier sollte nicht nur 

im Bereich Schuldverschreibungen Anwendung 

finden, sondern schnellstmöglich auf Invest-

mentfondsanteile und somit auch auf Immo-

bilienfonds ausgeweitet werden. 

Umfeld für Immobilien- 
finanzierungen stärken

Die Auswirkungen der Corona-Krise haben gezeigt, 

dass die Finanzierung der Realwirtschaft über Kre-

ditinstitute von elementarer Bedeutung ist. Das Ba-

sel III-Finalisierungspaket sieht die Schaffung zu-

sätzlicher Kapitalpuffer für Kreditinstitute vor, was 

dazu führen könnte, dass sich bestimmte Kreditin-

stitute aus dem Immobilienfinanzierungsgeschäft 

zurückziehen. Die Finanzierung von Wirtschaftsim-

mobilien ist unentbehrlich für das Wachstum und 

den Erfolg der deutschen Wirtschaft, aber auch für 

die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum. Immo-

bilien werden in Deutschland überwiegend über 

Banken finanziert. Die zweckdienliche Regulierung 

von Immobilienfinanzierungen ist für die deutsche 

Wirtschaft daher von großer Bedeutung.

   ����Als Immobilienwirtschaft fordern wir, dass sich 

die Bedingungen für Immobilienfinanzierungen 

nicht verschlechtern. 

   ����Das Basel III-Finalisierungspaket soll nicht 1:1 

umgesetzt werden. 

Energetische Sanierung 
aller Gebäudearten  
steuerlich fördern

Nach den aktuellen steuerrechtlichen Rahmenbedin-

gungen können Betriebsausgaben für energetische 

Modernisierungsmaßnahmen oft nicht als sofort ab-

ziehbarer Aufwand steuermindernd berücksichtigt 

werden. Die Aufwendungen sind regelmäßig im Wege 

der Abschreibung über die Gesamtnutzungsdauer des 

Gebäudes und folglich über einen Zeitraum von bis 

zu 50 Jahren gestreckt steuerlich geltend zu machen 

– letzte gesetzliche Förderungen wurden auf selbst-

genutztes Wohneigentum beschränkt. 

   ����Die steuerliche Förderung muss nicht nur für 

selbstgenutztes Wohneigentum, sondern auch 

für vermietete Bestände und Wirtschaftsimmo-

bilien möglich sein.

   ����Sämtliche Ausgaben für energetische Moder-

nisierungsmaßnahmen sollten als sofort ab-

ziehbarer Aufwand steuermindernd berück-

sichtigt werden können – mindestens sollte 

jedoch durch kürzere Abschreibungszeiten der 

steuerlich anschaffungsnah abschreibbare 

Anteil der Sanierungsaufwendungen erhöht 

werden.

Elektronisches  
Wertpapier einführen

Für die gezielte Förderung des Fondsstandortes 

Deutschland sind Anpassungen von bestehenden 

Gesetzen, aber auch neue Impulse notwendig. Dabei 

gilt es regulatorische Hürden abzubauen und die 

Digitalisierung von Anlagemöglichkeiten zu fördern. 

Ein erster Schritt hin zu neuen und digitalen Anlage-

möglichkeiten ist die Einführung des elektronischen 

Wertpapiers.

D 
ie Art und Weise, wie die Menschen 

arbeiten wollen, hat sich in den letzten 

Jahren deutlich verändert. Auch die 

Anforderungen an moderne Arbeitsplät-

ze unterliegen einem stetigen Wandel. Corona und 

die damit einhergehende Zunahme des mobilen 

Arbeitens hat diese Entwicklungen nochmal deutlich 

beschleunigt. Vor diesem Hintergrund müssen die 

Rahmenbedingungen der Arbeit angepasst werden.
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ArbStättV und Technische 
Regeln (ASR) novellieren

Die Arbeitsstättenverordnung bestimmt gemeinsam 

mit den Technischen Regeln (ASR) die physische 

Beschaffenheit von Büroarbeitsplätzen und -flächen 

sowie den Rahmen von Arbeits- und Gesundheits-

schutz von Arbeitnehmern. Damit hat sie einen nicht 

zu unterschätzenden Einfluss auf die wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit der hiesigen Volkswirtschaft. 

   ����Für eine kostensparende und effizient ausge-

legte Transformation der Arbeitswelten braucht 

es eine technologieoffene, pragmatische und 

flexible Novellierung der Arbeitsstättenverord-

nung und der Technischen Regeln.

   ����Die Vorgaben für die Gestaltung von Büroflächen 

sollten sich an modernen Arbeitswelten und 

tätigkeitsbasierten Arbeitsplätzen ausrichten. 

Es braucht eine übersichtliche Lösung für mul-

tilokale Arbeitskonzepte sowie eine Abkehr vom 

Ductus eines Rechts auf Homeoffice. 

   ����Zur Steigerung von Gesundheit, Wohlbefinden 

und Produktivität sollten gemeinsame For-

schungsprojekte zu arbeitsplatzbasierter Tech-

nologie aufgelegt werden. 

Arbeitszeitgesetz  
flexibel gestalten

Die zunehmend digitalisierte und multilokale Arbeits-

welt erfordert mehr Arbeitszeitflexibilität. Zudem 

entstehen immer diversere Lebensmodelle, welche 

sich an starren Arbeitszeiten orientieren müssen.

   ����Der ZIA fordert eine Abschaffung der starren 

Orientierung an der werktäglichen Arbeitszeit-

grenze und fordert eine Lösung, die einen wö-

chentlichen Gestaltungsspielraum bietet.

Freiberuflichkeit  
besser regeln

Viele Unternehmen verzichten auf ungebundene 

Produktivkräfte (z.B. externe IT-Berater), weil durch 

diese die Gefahr der Scheinselbständigkeit entsteht. 

Der zunehmende Projektcharakter in unserer mo-

dernen Arbeitswelt bringt das Modell der Freiberuf-

lichkeit einer zunehmend größeren Gruppe an Men-

schen näher, welche sich aber durch die 

bestehenden, engen Regeln eingeengt sehen. 

   ����Aus diesem Grund ist eine gesetzliche Neu

regelung der Freiberuflichkeit, die den Anfor-

derungen des 21. Jahrhunderts gerecht wird 

und die modernen Arbeits- und Lebensmodel-

le berücksichtigt, unumgänglich.
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Anzahl der sozialversicherungspflichtigen Bürobeschäftigten  
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ZIA Zentraler Immobilien Ausschuss e.V.

Der Zentrale Immobilien Ausschuss e. V. (ZIA) ist der Spit-

zenverband der Immobilienwirtschaft. Er spricht durch 

seine Mitglieder, darunter 28 Verbände, für rund 37.000 

Unternehmen der Branche entlang der gesamten Wert-

schöpfungskette. Der ZIA gibt der Immobilienwirtschaft 

in ihrer ganzen Vielfalt eine umfassende und einheitliche 

Interessenvertretung, die ihrer Bedeutung für die Volks-

wirtschaft entspricht. Als Unternehmer- und Verbände-

verband verleiht er der gesamten Immobilienwirtschaft 

eine Stimme auf nationaler und europäischer Ebene – und 

im Bundesverband der deutschen Industrie (BDI). Präsi-

dent des Verbandes ist Dr. Andreas Mattner. 

ZIA Zentraler Immobilien Ausschuss e.V.

Leipziger Platz 9, 10117 Berlin

Web: www.zia-deutschland.de

Mail: info@zia-deutschland.de

     @ZIAunterwegs

Spitzenverband der Immobilienwirtschaft
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